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Nadine Jukschat, Maruta Herding, Maria Jakob

Demokratieförderung im Strafvollzug  
Erfahrungen aus dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“

1. Einleitung

Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ werden 16 
Modellprojekte (MP) zivilgesellschaftlicher Träger mit dem Ziel der 
„Prävention und Deradikalisierung im Strafvollzug und in der Be-
währungshilfe“ gefördert.1 Ihr Auftrag als Modellprojekte ist es, neue 
– primär pädagogische – Strategien der Radikalisierungsprävention 
und Deradikalisierung zu entwickeln und zu erproben, insbesonde-
re bezogen auf die Phänomenbereiche islamistischer Extremismus, 
Rechtsextremismus und linke Militanz. Schwerpunkte sind dabei die 
pädagogische Arbeit mit Inhaftierten bzw. Klientinnen und Klienten 
der Bewährungshilfe (Probandinnen und Probanden) sowie Fortbil-
dungen für Fachkräfte. 

Der Programmbereich wird durch das Deutsche Jugendinstitut e.V. 
(DJI) wissenschaftlich begleitet.2 Für den vorliegenden Beitrag brin-
gen wir die im Rahmen dieser wissenschaftlichen Begleitung erho-
benen Daten3 und Befunde ins Gespräch mit einer in jüngster Zeit 
verstärkt theoretisch geführten Diskussion um das Verhältnis von Ra-
dikalisierungsprävention, politischer Bildung und Demokratieförde-
rung (Milbradt et al. 2019; Gill und Achour 2019; Hafeneger 2019; 
Wurzel 2018). Während in dieser Debatte deutliche Bestrebungen 
sichtbar werden, die präventive Handlungslogik von Zielen politischer 
Bildung oder Demokratieförderung abzugrenzen und insbesondere 
vor einer Engführung politischer Bildung auf Radikalisierungs- bzw. 
1 Die Modellprojekte bewegen sich strukturell an der Schnittstelle zwischen Kinder- und Jugendhilfe und 

Justizsystem. Dies spiegelt sich auch darin wieder, dass die MP durch die Länder – in der Regel durch die 
Landesjustizministerien – kofinanziert werden. Oft bestehen die MP auch aus einem Verbund von zwei bis 
drei Trägern. Der Förderzeitraum erstreckt sich von Sommer 2017 bis Ende 2019.

2 Der Beitrag basiert auf den Ergebnissen der wissenschaftlichen Begleitung, veröffentlicht im Zwischen-
bericht 2018 (Jakob et al. 2019).

3 Die wissenschaftliche Begleitung orientiert sich in ihrem methodischen Vorgehen an qualitativ ausgerich-
teter Forschung (vgl. Przyborski und Wohlrab-Sahr 2014; Breidenstein et al. 2015; Wernet 2009). Erhoben 
wurden Daten durch narrative Interviews mit Projektmitarbeitenden, Vertreterinnen und Vertretern der 
Justizministerien, Leitungen und Fachkräften in Vollzugsanstalten und in der Bewährungshilfe sowie durch 
teilnehmende Beobachtung der Projektangebote wie Gruppenangebote für Inhaftierte und Fortbildungen 
für Bedienstete. Diese Daten wurden anschließend mit offenen, rekonstruktiv-hermeneutischen Verfahren 
ausgewertet.



188	 Nadine Jukschat, Maruta Herding, Maria Jakob

Extremismusprävention zu warnen, legen die Einblicke der wissen-
schaftlichen Begleitung in den Programmbereich nahe, dass sich dies 
in der Handlungspraxis der MP als deutlich komplizierter darstellt und 
das Navigieren der sich teilweise widersprechenden Logiken von De-
mokratieförderung, Strafvollzug und Radikalisierungsprävention eine 
enorme professionelle Herausforderung ist. 

Im Folgenden sollen zunächst theoretisch informiert die diskursiven 
und institutionellen Kontexte und Bezugspunkte der Arbeit der MP 
beleuchtet und ins Verhältnis gesetzt werden. Dies sind zuvorderst der 
Strafvollzug mit seiner institutionellen Eigenlogik, das Handlungsfeld 
der Radikalisierungsprävention, in dem sich ein hegemonialer Radi-
kalisierungsdiskurs mit allgemeinen Tendenzen der Versicherheitli-
chung verbinden, sowie der Handlungslogik politischer Bildung und 
Demokratieförderung, die gleichsam in den MP Bezugspunkte ihrer 
pädagogischen Arbeit bilden.

Im zweiten Schritt richten wir den Blick auf die pädagogische Praxis 
der MP, wobei wir auf die Arbeit mit Inhaftierten im Gruppensetting 
fokussieren, die, folgt man der Einteilung von Gordon (1983), über-
wiegend im Bereich der universellen bzw. selektiven Prävention anzu-
siedeln wäre, weil sie mehrheitlich Inhaftierte erreicht, die noch keine 
manifesten Radikalisierungsanzeichen aufweisen, sondern allenfalls 
aufgrund eines allgemein unterstellten individuellen oder (sozial-)
strukturellen Risikos als vulnerabel gelten können. Hier erweist sich 
insbesondere die der Prävention inhärente „Logik des Verdachts“ als 
Herausforderung. Wir zeigen am Beispiel der pädagogischen Arbeit 
mit Inhaftierten im Gruppensetting, dass die MP dazu tendieren, den 
für den Programmbereich maßgeblichen Präventionsauftrag in der 
praktischen Umsetzung ihrer Angebote umzudefinieren in politische 
Bildung bzw. Demokratieförderung, um hierdurch die der Präventi-
onslogik potenziell inhärenten Stigmatisierungseffekte zu umgehen. 
Aufbauend auf diesen Befund weisen wir empirisch basiert schließ-
lich darauf hin, welche spezifischen Herausforderungen für Ansätze 
politischer Bildung und Demokratieförderung mit der institutionellen 
Logik des Strafvollzugs einhergehen.
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2. Rahmenbedingungen der MP-Arbeit und theoretische  
Verhältnisbestimmungen 

Die Arbeit der Modellprojekte im Programmbereich des Bundespro-
gramms wird erstens maßgeblich dadurch bestimmt, dass sie im Hand-
lungsfeld des Strafvollzugs und der Bewährungshilfe angesiedelt ist. 
Zweitens trägt sie durch den Titel des Programmbereichs das Label, 
Präventions- und Deradikalisierungsarbeit zu leisten. Im Folgenden 
wird mithilfe theoretischer Zugänge ausbuchstabiert, was diese Kon-
textualisierungen für eine (sozial )pädagogische Praxis implizieren, 
die ihrem professionellen Selbstverständnis entsprechend auf frei-
willige Arbeitsbündnisse setzt und darauf zielt, Bildungsprozesse als 
Hilfen zur Lebensbewältigung zu initiieren (vgl. Thole 2012a, S. 26). 
Im Anschluss wird die Handlungslogik von politischer Bildung und 
Demokratieförderung skizziert, die in der pädagogischen Praxis der 
MP einen alternativen Bezugspunkt darstellt.

2.1 Zur Logik des Strafvollzugs

Oberstes Ziel des Strafvollzugs, so steht es im Strafvollzugsgesetz, 
ist es, Gefangene zu befähigen, „künftig in sozialer Verantwortung 
ein Leben ohne Straftaten zu führen“, der Freiheitsentzug dient aber 
auch „dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten“ (§ 2 
StVollzG). Insofern herrscht im Vollzug eine Dialektik von Sicherheit 
und „Behandlung“ vor, das Gefängnis soll sowohl Sicherheit als auch 
eine „Besserung“ der Inhaftierten und eine Aussicht auf Resozialisie-
rung gewährleisten. Handlungspraktisch, so zeigt die kriminologische 
Literatur zum Vollzug (vgl. Brosens 2019; Bierschwale 2015; Bennet 
et al. 2008), wird die Arbeit der Bediensteten im Strafvollzug – ob-
schon dem Behandlungs- und Resozialisierungsgedanken qua Gesetz 
als oberstem Ziel verpflichtet – häufig von der Leitidee von Sicherheit 
und Ordnung dominiert, denn es gilt „Suizide zu verhindern, Meute-
reien der Gefangenen und Ausbruchsversuche zu vereiteln, im We-
sentlichen Ruhe und Ordnung zu garantieren“ (Möller 1997, S. 27).

Als „totale Institution“ (Goffman 1973) stellt das Gefängnis eine Welt 
für sich dar, in der das Alltagsleben weitgehend abgeschnitten von der 
übrigen Gesellschaft und in eng abgesteckten Grenzen stark regle-
mentiert abläuft. Fremdbestimmung, Hierarchie und Kontrolle prägen 
das Leben in Haft und es tritt „zwanghafte Konformität an die Stelle 
autonomen Verhaltens“ (Plake 1996, S. 281). Die Erfahrung des In-
haftiertseins wird auch als Verlust des „bürgerlichen Selbst“ (Goffman 
1973, S. 25 f.) beschrieben (vgl. Sykes 1958).
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Für sozialpädagogische Arbeit eröffnet der Vollzug einerseits die 
Möglichkeit, hier Zielgruppen zu erreichen, die andernfalls überhaupt 
nicht angesprochen werden (können). In diesem Sinne ist der Vollzug 
eine Chance (vgl. Borchert 2017; Hohnstein und Greuel 2017).

Zugleich sind zentrale Grundsätze Sozialer Arbeit – das Prinzip der 
Freiwilligkeit, Lebensweltorientierung, Partizipation, Ressourcenori-
entierung und Empowerment (vgl. Thole 2012b) – in diesem Kontext, 
der einer Sicherheitslogik verpflichtet ist, allerdings zumindest her-
ausgefordert. Wie Soziale Arbeit und Pädagogik in Haft die eigenen 
Standards und Prinzipien in Anschlag bringen und Bildungsprozesse 
initiieren können – insbesondere angesichts eines Machtgefälles zwi-
schen Insassen und Personal und einem Primat des Sicherheitsdenkens 
–, ist verschiedentlich als Herausforderung beschrieben (vgl. Schnei-
der 2014; Scherr 2015; Schweder 2017) worden. Bis auf Einzelfall-
studien (2016) ist dies aber noch kaum empirisch untersucht worden. 4   

2.2 Zur Logik der Radikalisierungsprävention

Radikalisierung ist in den vergangenen Jahren in der wissenschaft-
lichen, politischen und gesellschaftlichen Diskussion zu einem zent-
ralen Begriff aufgestiegen, um Prozesse der individuellen wie gesell-
schaftlichen Hinwendung zu extremen politisch-weltanschaulichen 
oder religiösen Positionen oder Szenen zu beschreiben. Becker (Be-
cker 2018, S. 5) spricht gar davon, dass Radikalisierung „für eine zu-
künftige historische Betrachtung unserer Zeit ein Schlüsselbegriff sein 
könnte“. 

Zugleich steht der Begriff in letzter Zeit verstärkt in der Kritik (vgl. 
Schmidt-Kleinert 2018; Logvinov 2018), als „heiliger Gral“ (Logvi-
nov 2018, S. 4), der sich bei genauerer Betrachtung jedoch als kon-
zeptionell wie analytisch unscharf und schwach sowie mit Blick auf 
seine gesellschaftlichen Implikationen problematisch erweist. Ins-
besondere kritisch erscheint dabei, dass unter der Hegemonie dieses 
Paradigmas, in dem Radikalisierung überwiegend individualisierend 
und linear gedacht wird (vgl. Schmidt-Kleinert 2018), alternative Pro-
blembeschreibungen und analytische Perspektiven tendenziell margi-

4 Überlegungen zu (sozial )pädagogischer Arbeit im Strafvollzug gehen bis zum beginnenden 20. Jahr-
hundert zurück. Heute reicht (Sozial-)Pädagogik im Strafvollzug von Angeboten formaler schulischer und 
beruflicher Qualifikation über die von den Sozialdiensten verantworteten sozialen Hilfsangebote non-for-
maler Art bis hin zu Ansätzen der Erlebnispädagogik oder der peer education (vgl. Borchert 2016). 
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nalisiert bzw. verstellt werden. Wenn Peter Neumann Radikalisierung 
prominent beschreibt als “Radicalization is at present the standard 
term used to describe‚ what goes on before the bomb goes off“ (Neu-
mann 2008; Aslan et al. 2017), verweist dies darauf, dass als Ende 
des Radikalisierungsprozesses typischerweise ein terroristischer oder 
zumindest gewaltvoller Akt gedacht wird. Dies lässt aber außer Acht, 
dass Radikalisierungsverläufe nicht immer linear verlaufen, sondern 
die Betroffenen sich manchmal auch nur phasenweise auf diesem Weg 
befinden und dann einen anderen Pfad einschlagen oder auch, dass ge-
sellschaftliche Ursachen bearbeitet werden müssten (vgl. Glaser et al. 
2018; Frank und Glaser 2018).

Obschon der Begriff zum Teil sehr unterschiedlich bestimmt und ver-
wendet wird, hat sich im politischen und öffentlichem Diskurs eine 
Lesart durchgesetzt, die Radikalisierung als ein soziales Problem der 
inneren Sicherheit fasst (vgl. Borum 2012; Githens-Mazer 2012). 
Dieser Radikalisierungsdiskurs verschränkt sich mit Tendenzen, die 
in verschiedenen soziologischen Zeitdiagnosen als Zunahme einer 
gesellschaftlichen Sicherheitsorientierung beschrieben wurden (vgl. 
Singelnstein und Stolle 2012). Projekte des Schutzes sind zu einem 
beliebten Tätigkeitsfeld des Staates geworden und reihen sich in die 
von Zedner (2007) diagnostizierte „pre-crime“ Orientierung neuerer 
Sicherheitspolitiken ein. Radikalisierung und die Angst vor Terroran-
schlägen sind als extreme Randerscheinungen und ganz unabhängig 
von ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit zu einer Bedrohungslage kons-
truiert worden, der gesamtgesellschaftlich entgegnet werden müsse. 

Am Beispiel des Phänomens der Radikalisierung und der Angst vor 
Terroranschlägen wird besonders sichtbar, wie soziale Probleme über-
setzt werden in Fragen der Sicherheit und ihrer Gewährleistung, wo-
durch eine besondere Problemsicht etabliert wird, die vor allem die 
Notwendigkeit betont, dass Sicherheit und Ordnung der Gesellschaft 
zu schützen seien. Es steht nun nicht mehr der staatlich garantierte 
Schutz vor strukturell verursachten Problemen im Zentrum der Wohl-
fahrtspolitik, sondern die Sicherheit der Gemeinschaft vor einzelnen 
Personen, die das Gemeinwohl gefährden (vgl. Brand 2016; Schab-
dach 2011). Zurückgedrängt werden dabei die Interessen von Betrof-
fenen, die Berücksichtigung individueller Bedürfnisse und Notlagen, 
aber auch die Komplexität und Widersprüchlichkeit der Sachverhalte 
und damit verbundene alternative Formen der Problemdefinition (vgl. 
Dollinger 2017). 
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Prävention als vorbeugendes Handeln ist in diesem Kontext zum 
„übergreifenden Modus des Zukunftsmanagements zeitgenössischer 
Gesellschaften“ (Bröckling 2008, S. 47) geworden, und präventive 
Orientierungen haben eine deutliche Aufwertung erfahren (vgl. Lam-
pe 2018). In der Literatur wird typischerweise zwischen verschiedenen 
Präventionsstufen unterschieden. Folgt man Gordon (1983), so lassen 
sich diese entlang der Risiko- bzw. Problemausprägung der Zielgrup-
pen unterscheiden. Universelle Prävention richtet sich dann an ein 
breites Zielpublikum und unterstellt dabei ein allgemeines generelles 
Grundrisiko. Selektive Prävention adressiert gezielter Zielgruppen, 
die aufgrund ihrer individuellen oder sozialräumlichen Situation als 
vulnerabel gelten können. Indizierte Prävention schließlich setzt dort 
an, wo erste sichtbare Radikalisierungsprozesse bereits erkennbar 
sind. Das Feld der tertiären Prävention nach Caplan (1964) wird bei 
Gordon konzeptionell ausgeklammert. Ausstiegsarbeit ist damit nicht 
mehr Teil von Prävention, weil sie nicht mehr einer vorbeugenden Lo-
gik folgt (vgl. auch Milbradt et al. 2019).5

Kritische Perspektiven auf Prävention mahnen, sie sei von einer ihr 
inhärenten „Logik des Verdachts“ geprägt, habe einen einseitig nor-
mativ- und defizitorientierten Charakter und sei verbunden mit der 
Ausweitung staatlicher Überwachung und Kontrolle der Lebensfüh-
rung (vgl. exemplarisch Scherr 2018; Galuske 2013, S. 317 ff.). Sie 
gehe zudem Hand in Hand mit einem Trend der Risiko-Kategorisie-
rung und  Erfassung, um bei Anzeichen von Problemen frühzeitig ein-
schreiten zu können (vgl. Dollinger 2014). 

Nimmt man diese kritischen Stimmen ernst, so bewegen sich die MP 
mit ihren pädagogischen Angeboten in einem herausforderungsvol-
len Handlungsfeld. Das Radikalisierungsparadigma, Dynamiken der 
Versicherheitlichung, die Logik des Strafvollzugs und der Präventi-
onsgedanke scheinen hier in einer sich wechselseitig verstärkenden 
Wahlverwandtschaft zu stehen.6 In dieser strukturellen und diskursi-
ven Gemengelage stellt sich die Frage, wie die MP ein (sozial-)pä-
dagogisches Präventionsverständnis stark machen und in Anschlag 
bringen können, dass sich anders als sicherheitsbehördliche Perspek-
tiven stärker „auf Integration, Stärkung etc. im Sinne des Individu-
ums“ (Schuhmacher 2018, S. 160) richtet und basierend auf dem im 
SGB VIII formulierten Auftrag Entwicklungsprozesse in Richtung 
Mündigkeit und eigenständiger Lebensgestaltung befördern soll (vgl. 
Milbradt et al. 2019).

5 Die im Folgenden dargestellte Kritik am Konzept der Prävention trifft damit die indizierte Prävention, also 
Distanzierungs- und Deradikalisierungsarbeit mit jungen Menschen, die extremistische Tendenzen auf-
weisen, nicht im selben Maße.

6 In ähnlicher Weise argumentieren Gill und Achour (2019) mit Blick auf eine konzeptionelle Nähe des Prä-
ventionsgedankens und des Extremismus-Konzeptes.
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2.3 Zur Handlungslogik politischer Bildung und Demokratie- 
förderung als alternativer Bezugspunkt

Hafeneger (2019) betont, dass politische Bildung und Prävention kei-
ne grundsätzlich entgegengesetzten Begriffe sind, in ihrer positiven 
Bezugnahme auf demokratische Orientierungen liegen sie nah beiein-
ander, sie akzentuieren aber grundsätzlich unterschiedliche Sichtwei-
sen und Aufträge (vgl. hierzu auch Milbradt et al. 2019). 

Innerhalb des Fachdiskurses und Arbeitsfeldes politischer Bildung 
gibt es eine Vielfalt an Begriffen, die unterschiedlichen Traditionsli-
nien entspringen und zum Teil nebeneinanderstehen, wie die Ausgabe 
2/2019 des Journal für politische Bildung mit dem Schwerpunkt zu 
„Demokratieförderung vs. politische Bildung“ dokumentiert. Achour 
und Gill (2017) fassen drei Aufgaben als Kern politischer Bildung: 
1) die Vermittlung von Wissen und Kompetenzen, 2) die Befähigung, 
sich ein eigenes Urteil zu bilden und 3) die Ermutigung, selbst poli-
tisch zu handeln. Steht bei politischer Bildung tendenziell eher das 
Subjekt im Zentrum, lenkt der Begriff der Demokratiebildung den 
Blick eher auf die Strukturen und Aufgaben der Bildungs- und So-
zialisationsinstitutionen und wie sie Mitbestimmung und Partizipation 
ermöglichen  (vgl. Sturzenhecker und Wohning 2019).

Unabhängig von diesen Binnendifferenzen sind politische Bildung, 
Demokratiebildung oder auch Demokratieförderung in ihrer grund-
sätzlichen Handlungslogik ähnlich ausgerichtet. Anders als Präven-
tion zielen sie positiv auf Kompetenzzuwachs, Subjektbildung, (po-
litische) Mündigkeit und demokratische Mitbestimmung. Sie folgen 
keiner Verhinderungslogik, sondern formulieren positive Zukunftsvi-
sionen. Ein zentraler Unterschied liegt zudem im zugrundeliegenden 
Menschenbild. Während dies bei Prävention defizitorientiert ausfällt, 
weil Zielgruppen als potenziell Deviante adressiert werden, setzen po-
litische Bildung und Demokratieförderung bei den Stärken und Inter-
essen ihrer Zielgruppen an (vgl. Hafeneger 2019; Sturzenhecker und 
Wohning 2019; Milbradt et al. 2019).

Prävention und politische Bildung bzw. Demokratieförderung ver-
folgen damit im Grundsatz meist durchaus kompatible Ziele. Sie fol-
gen aber sehr unterschiedlichen Handlungslogiken, die in der Praxis 
durchaus erhebliches Konfliktpotenzial produzieren.
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3. Empirische Einsichten

Im Rahmen des Programmbereichs bieten die Modellprojekte im 
Strafvollzug eine Vielzahl von Formaten an. Sie arbeiten sowohl im 
Einzel- als auch im Gruppensetting mit Inhaftierten und bieten zudem 
Fortbildungsangebote und Coachings für Bedienstete an. Die oben 
skizzierten theoretischen Spannungslinien zeigen sich allerdings in 
besonderer Weise im Bereich der pädagogischen Gruppenangebote für 
Inhaftierte, weshalb nun auf dieses Arbeitsfeld fokussiert werden soll. 
In der überwiegenden Mehrheit richten sich diese Gruppenangebote 
an eine breite Zielgruppe, in der Annahme, dass der Haftsituation als 
solcher ein grundsätzliches Radikalisierungsrisiko inhärent ist. Legt 
man die Unterteilung von Gordon (1983) an, so ist die Mehrheit dieser 
Angebote am ehesten im Bereich der universellen oder selektiven Prä-
vention angesiedelt, erreicht also Klientel, das noch keine sichtbaren 
Problemausprägungen aufweist.

Viele Projekte thematisieren in den erhobenen Interviews von sich aus 
reflexiv und sensibel die Gefahr, dass Inhaftierte durch den Kontakt 
mit den Projektmitarbeiterinnen und -mitarbeitern oder durch Teilnah-
me an den Projektangeboten innerhalb der Haftanstalt – bei Bediens-
teten und anderen Inhaftierten – erst als „Radikale“ oder insbesondere 
auch „Islamisten“ stigmatisiert werden könnten, was teils drastische 
Folgen für die Arbeit der MP hat. So berichtet ein Projekt von Abbrü-
chen der Teilnahme von einzelnen Gefangenen „wegen dem Begriff 
Deradikalisierung“ (MP „Rabe“7). Der Projektmitarbeiter eines ande-
ren MP beschreibt Vorurteile unter den Gefangenen:

„Also anscheinend soll es auch in den Gefängnissen Insassen 
geben, die denken, dass, wenn sie daran [am Gruppenangebot 
eines Modellprojekts] teilnehmen, eventuell auf so eine Liste der 
Radikalen kommen. Also, das ist so ihre Angst, weil, ja, ok, wenn 
jetzt so ein Workshop stattfindet, dann muss da was dran sein. 
Und das sagen wir auch offen den anderen ‚Also nein, das ist 
nicht der Fall. Wir sind nicht hier, um Euch irgendwie zu belas-
ten, sondern wir sind hier, um Euch weiterzubilden, das ist eine 
reine Bildungsveranstaltung.‘ Und das haben sie dann teilweise 
bestätigt. Und wir versuchen dann durch sie quasi, die anderen 
so zu erreichen, durch die positiven Rückmeldungen der jetzigen 
Teilnehmer, dass sie das mit den anderen Insassen besprechen 
und die ganzen Vorurteile abbauen quasi“ (Mitarbeiter des MP 
„Adler“). 

7 Um die Anonymität der Modellprojekte zu gewährleisten, werden sie mit Pseudonymen benannt.
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Das in dieser Schilderung greifbar werdende Stigmatisierungspoten-
zial von Präventionsangeboten muss von den MP sowohl im Kontakt 
mit den Inhaftierten als auch mit den Bediensteten und Fachkräften 
des Justizvollzugs in verschiedenen Konstellationen kommunikativ 
eingefangen werden. Das Beispiel verweist bereits auf eine Strategie 
im Umgang mit dieser Herausforderung: Die Projektmitarbeitenden 
entlasten die Teilnehmenden von negativen Zuschreibungen und deu-
ten das Angebot von einem Präventionsangebot in eine „reine Bil-
dungsveranstaltung“ um.  

In den erhobenen Daten fällt auf, dass viele der Projekte Stichworte 
wie Prävention, Extremismus oder Deradikalisierung bei der Bezeich-
nung und Beschreibung der Gruppenangebote vermeiden. Stattdessen 
werden Inhalte und Ziele des Angebots positiv formuliert. So lädt bei-
spielsweise das MP „Habicht“ mit dem Plakat für die Gesprächsgrup-
pe im Frauengefängnis, die sich konzeptionell zwischen universeller 
und selektiver Prävention im Themenfeld des Rechtsextremismus be-
wegt, die Frauen ein, „über Alltagspolitik [zu]sprechen. Über (.) Din-
ge, die sie interessieren, Medien und Rassismus“ („Habicht“). Analog 
heißt mit Blick auf Gruppenangebote zur Prävention von demokra-
tiefeindlichem und gewaltbefürwortendem Islamismus dann etwa, es 
gehe um „Gespräche über den Islam“ („Rabe“) oder „um die Identität, 
Demokratie, Glaube, Werte, Normen“ („Albatros“).

In der Regel haben die MP in den Anstalten direkte Ansprechpart-
nerinnen oder Ansprechpartner – oft Bedienstete aus dem Sozialen 
Dienst, Freizeitbeauftragte oder Integrationsbeauftragte –, die die 
Gruppenangebote koordinieren und typischerweise auch in enger Ab-
stimmung mit den MP für die Bekanntmachung des Angebots in der 
Anstalt und die Auswahl der TN für eine Gruppenmaßnahme verant-
wortlich sind. Bei der Kommunikation der Gruppenangebote an die 
Inhaftierten greifen diese Bediensteten meist auf Beschreibungen und 
Materialien der MP zurück. Sie sind zudem durchaus sensibel hin-
sichtlich des Stigmatisierungspotenzials, gerade wenn sich die Grup-
penangebote an potenziell radikalisierungsgefährdetes Klientel rich-
ten. Im Selbstverständnis von Gatekeepern bereiten sie den Weg für 
die Teilnahme am Gruppenangebot vor. Die konkretere Information 
der so gewonnenen interessierten Inhaftierten überlassen sie dann aber 
den MP, die grundsätzlich selbst großen Wert darauflegen, sich und 
ihr Angebot mit seinen Zielen spätestens in der ersten Gruppensitzung 
noch einmal persönlich und ausführlich vorzustellen. Der vollzugssei-
tig für das MP „Rabe“ verantwortliche Sozialarbeiter einer JVA reflek-
tiert die Kommunikation des Gruppenangebotes in seiner Anstalt im 
Interview wie folgt: 
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„Dass dieses Wort Extremismus, glaube ich, nicht ganz beson-
ders nach vorne gebracht (I: Mhm.) worden ist, war auch be-
absichtigt. (I: Mhm.) Also zumindest auch von mir beabsichtigt. 
Weil ich natürlich weiß, dass das ganz schnell auch abschreckt 
(I: Mhm.) und dass ähm dass das auch ähm von denen, die das 
kommunizieren und betreiben, also [Trägername], viel besser 
transportiert werden kann, der Inhalt de/ und die Intention der 
Gruppe, als dass ich das kann. (I: Mhm.) Vor allen Dingen auch 
in der richtigen Sprache (I: Mhm.) und in der richtigen Anspra-
che“ (Justizbediensteter „Rabe“).

Ganz ähnlich beschreibt auch der Bedienstete einer Jugendstrafan-
stalt die Strategie bei der Kommunikation des kreativ-künstlerischen 
Gruppenangebotes des MP „Albatros“. Die Angebotsziele werden den 
Inhaftierten, so berichtet ein Justizbediensteter, im Rückgriff auf For-
mulierungen des MP als „was über die Demokratie lernen“ und „ein 
bisschen über die Kulturen sprechen“ „schmackhaft gemacht“ und 
„verkauft“. Angesprochen werden jedoch explizit Inhaftierte, die an-
staltsintern als „Verdachtsfälle“ gelten, weil sie „vielleicht mal einen 
Bediensteten hier als „du Scheiß-Nazi“ bezeichnet haben“ oder mit 
anderen provokanten Aussagen aufgefallen sind: 

„Wir sind auch nicht mit dem Aufhänger dahingegangen, äh, äh, 
äh, (lacht auf) ihr seid jetzt irgendwie in, äh … auffällig gewesen 
oder so, sondern es ging wirklich rein um diese soziale Arbeit, 
ne? Also (I: Mhm.) wir haben jetzt nicht gesagt, du hast mal eine 
doofe Äußerung gemacht. Das läuft ja auch alles hier unter dem 
Radar, ne? (I: Mhm.) Also wenn die solche Äußerungen tun, das 
wird hier nicht … Wir haben hier so ein Konzept, das wird nicht 
an die große Glocke gehangen, sondern das hat man so mehr 
oder weniger auf dem Schirm, (I: Mhm.) und man beobachtet 
die Jugendlichen. Das heißt noch lange nicht, dass die irgend-
wie gestempelt werden oder (I: Mhm.) (unv., 00:17:32) werden, 
sondern, äh, man hat sie zumindest auf dem Schirm und dann 
führt man Gespräche mit denen, ob da gewisse Ideologien da-
hinterstecken“ (Justizbediensteter „Albatros“).

Insgesamt zeigt sich, dass der Grat zwischen Transparenz bei der 
Kommunikation der Gruppenangebote einerseits und der Vermeidung 
von Stigmatisierungs- und Labelingeffekten andererseits schmal ist. 
Im internen Anstaltsjargon sowie dem Auftrag der Förderlinie ent-
sprechend folgen auch die Gruppenangebote dezidiert der Idee von 
Prävention und Deradikalisierung. In der Ansprache von Inhaftierten 
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wird dieser Bezug aber tendenziell strategisch verschleiert bzw. in po-
sitive Bildungsziele umformuliert, wenn beispielweise die Möglich-
keit zum Austausch über politische/religiöse Fragen, aktuelle Themen 
oder Werte und Normen oder die Chance, sich kreativ-künstlerisch 
mit sich selbst zu beschäftigen, hervorgehoben werden. Dies gilt ins-
besondere für Gruppenangebote, die sich an Inhaftierte richten, die 
eher als (potentiell) gefährdet gelten und noch keine manifesten Pro-
blemlagen zeigen. Erfolgt diese positive Umformulierung seitens der 
Bediensteten primär aus einer sicherheitsorientierten Vollzugslogik 
heraus, ist sie von Seiten der MP eher in einem pädagogischen Selbst-
verständnis begründet, für das beispielsweise Ressourcenorientierung 
und Empowerment zentrale Leitlinien bilden.

Es bleibt insgesamt eine unauflösliche Spannung, unter dem Dach 
eines Programms zur „Prävention und Deradikalisierung“ im Straf-
vollzug Formate politischer Bildung und Demokratieförderung durch-
zuführen. Dies erfordert ein erhebliches Maß an Kommunikation, die 
von den MP aber gleichzeitig schwer steuerbar ist, weil der Strafvoll-
zug als geschlossenes System eigene Dynamiken hat und damit auch 
eigene kommunikative Strukturen entwickelt.

Unabhängig davon, wie gut es den MP gelingt, die Logik des Verdach-
tes in der Durchführung ihrer Angebote draußen zu halten und päda-
gogische Prinzipien in Anschlag zu bringen: angesichts der Eigenlogik 
des Strafvollzugs stellt sich grundsätzlich die Frage, wie viel Raum in 
diesem institutionellen Kontext für die Zielstellungen von Demokra-
tieförderung und politischer Bildung bleibt. Die Handlungslogik des 
Strafvollzugsystems spielt auf unterschiedlichen Ebenen in ihre Arbeit 
hinein. Dies beginnt bei organisatorischen Fragen der Angebotsdurch-
führung, bei denen Sicherheit immer eine zentrale Rolle spielt, über 
die Frage der Freiwilligkeit der Teilnahme im Zwangskontext des Ge-
fängnisses bis hin zu an die MP herangetragene Informationsbedarfe 
seitens der Anstalten sowie der Justiz- und Sicherheitsbehörden. 

Auf der Ebene der konkreten pädagogischen Arbeit verfolgen viele 
MP dennoch dezidiert einen auf Partizipation und das Einüben demo-
kratischer Kompetenzen zielenden Ansatz und gehen dabei zuweilen 
weit über wissensvermittelnde Formate oder das Simulieren von de-
mokratischen Prozessen in Plan- und Rollenspielen hinaus. Ein gutes 
Beispiel hierfür ist ein Gruppenangebot im MP „Möwe“, dass schon 
das Finden einer Projektidee als partizipativen Prozess zwischen MP, 
Anstalt und Inhaftierten gestaltete. Gemeinsam wurde so die Idee ent-
wickelt, ein Konzept für einen Freizeitraum in der Anstalt zu erar-



198	 Nadine Jukschat, Maruta Herding, Maria Jakob

beiten und umzusetzen. Dieser Partizipationsgedanke durchzieht den 
gesamten pädagogischen Prozess. Nicht der Gegenstand der Grup-
penarbeit – hier die Gestaltung eines Raumes in der Anstalt – ist ent-
scheidend, sondern die damit einhergehenden Prozesse: das Einüben 
von demokratischen, partizipativen Prozessen und Diskussionen, von 
Perspektivübernahmen oder das Aushandeln von Kompromissen. Die 
Projektmitarbeitenden beschreiben, wie in der Gruppe schon bei der 
Erarbeitung eines Regelwerks für den zu gestaltenden Raum demo-
kratische Aushandlungsprozesse zum Tragen kamen:

„Hat wirklich sehr gut funktioniert, dass sie anhand ihrer eige-
nen Interessen eben auch gemerkt haben, dass sie die unterein-
ander erst mal abgleichen müssen und dass sie dann auch bereit 
gewesen wären äh da Kompromisse zu machen und auch Kom-
promisse gegenüber der Anstalt, weil eben nicht alles gehen 
wird, schon vorbereitet hatten und das war tatsächlich äh sehr 
spannend, sehr guter Prozess, der äh, glaube ich, auf einer ganz 
kleinen praktischen Ebene sehr viel über demokratische Inter-
essenvertretung vermittelt hat, deswegen ist es ziemlich schade, 
dass eigentlich äh also die Sache nicht zu Ende geführt werden 
konnte“ (Mitarbeiter im MP „Möwe“). 

Demokratische Prozesse und Prinzipien werden hier nicht abstrakt 
theoretisch vermittelt, sondern im pädagogischen Prozess situativ 
gelebt und erfahrbar gemacht. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
müssen eigene Interessen reflektieren, Perspektiven der anderen Be-
teiligten übernehmen, strukturelle Gegebenheiten mitbedenken und 
entsprechend Kompromisse aushandeln. Ein Prozess, der von den 
Projektdurchführenden als produktiv beschrieben wird. 

Ausgerechnet dieses Projekt musste am Ende jedoch abgebrochen 
werden, weil größere Umstrukturierungsmaßnahmen des Vollzugs im 
Bundesland und damit einhergehend auch in der betreffenden Anstalt 
zu einer Verlegung der Teilnehmenden der Gruppe führte, was zu Pro-
jektbeginn noch nicht vorhersehbar war. 

Dieses Beispiel zeigt, wie trotz enger Abstimmungsprozesse zwischen 
MP und Anstalt im Vorfeld, die Logik des Vollzugs die pädagogische 
Praxis einholen und ihre Ziele konterkarieren kann. MP können hier 
wenig ausrichten, sondern müssen sich den sich zum Teil kurzfristig 
ergebenden institutionellen Erfordernissen – wie der hier durch die 
Umstrukturierungen des Vollzugs nötig gewordenen Gefangenenver-
legungen – fügen. Gleichzeitig berichtet das MP von der Kommuni-
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kation mit der Sozialarbeiterin der Anstalt, die im Zuge der sich an-
bahnenden Umstrukturierungen „sehr, sehr transparent war, also dass 
wir dann halt ähm auch mit ihr zusammen die Entscheidung treffen äh 
mussten leider, aber eben auch konnten“ (ebd.). Das MP konnte zwar 
grundsätzlich nichts gegen die Verlegung der Inhaftierten ausrichten, 
es erhielt aber durch die frühzeitige Einbindung die Möglichkeit, den 
Projektabbruch zumindest mitzugestalten. Gerade weil es den MP in 
ihrer Arbeit um Vermittlung demokratischer Kompetenzen und das 
Einüben partizipativer Prozesse geht, erscheint es entscheidend, in 
den Momenten, in denen die Logik des Vollzugs in die Arbeit auf gra-
vierende Weise hineinwirkt, dies auch im Gruppensetting selbst auf-
zugreifen und zum Gegenstand der Arbeit zu machen, um die Teilneh-
menden nicht mit dem Eindruck zurückzulassen, dass das im Rahmen 
des Projektes Erlebte und Erreichte letztlich nichts Wert ist. Mit dem 
für alle Beteiligten Frust erzeugenden Projektabbruch umzugehen, ihn 
beispielsweise als Anlass zu nehmen, Ungleichheiten und Machtver-
hältnisse im Gefängnis kritisch zu diskutieren, ohne dabei die Legiti-
mität des Strafvollzugs und des Rechtsstaates infrage zu stellen oder 
einem Fatalismus Tür und Tor zu öffnen, sondern die Situation für den 
pädagogischen Prozess fruchtbar zu machen, erscheint hier als Ausweg.

Das Beispiel zeigt, wie wichtig es ist, die Logik des Vollzugs bei der 
pädagogischen Arbeit stets mitzureflektieren. Es kann nicht darum ge-
hen, so zu tun, als gäbe es institutionelle Machtverhältnisse nicht, son-
dern sie sollten in der Pädagogik reflektiert und im Sinne der Ziele der 
pädagogischen Arbeit einbezogen und aufgegriffen werden, um nicht ge-
wissermaßen ‚durch die Hintertür‘ kontrafaktische Effekte zu erzeugen. 

4. Fazit und Ausblick

Unsere empirischen Analysen zeigen, wie sowohl die Präventionslo-
gik als auch die Logik des Strafvollzugs die pädagogische Arbeit der 
Projekte erheblich mitprägen. Diese Logiken müssen daher professio-
nell mitbedacht und Maßnahmenkonzepte für dieses Handlungsfeld 
unter Umständen angepasst werden. 

Die erste, aus der Präventionslogik resultierende Herausforderung 
besteht für die pädagogische Arbeit vor allem darin, dass der mit-
schwingende Radikalisierungsverdacht einer offenen Ansprache von 
Teilnehmenden im Wege steht, und diese einer Vorverurteilung oder 
Stigmatisierung ausgesetzt sein können. Das erschwert die Zielgrup-
penerreichung sowie den Vertrauensaufbau und kann auch zu einem 
Abbruch der Teilnahme führen. Um dem zu begegnen, vermeiden die 
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Projekte bestimmte Begriffe wie Extremismus, Radikalisierung oder 
Prävention und versuchen, gerade die Erstansprache sensibel zu ge-
stalten. Vor allem aber bieten sie ihre Maßnahmen nicht unter dem 
Label von Prävention, sondern als politische Bildung oder Demokra-
tieförderung an – der übergeordnete Präventionsrahmen bleibt aber 
dennoch unhintergehbar bestehen. 

In der Praxis, so wird hieran deutlich, ist die idealtypische Unterschei-
dung zwischen Bildungsarbeit und Prävention nicht so klar, gerade 
wenn Akteure der Prävention zivilgesellschaftlich organisiert und 
(sozial-)pädagogisch orientiert arbeiten. Das beobachtbare Umkonzi-
pieren der Maßnahmen in die optimistischer gerahmte Arbeit der De-
mokratieförderung kann als Strategie der Projekte verstanden werden, 
sich nicht einer „Defizitorientierung der Sozialen Arbeit“ (Galuske 
2013, S. 329) zu verschreiben, die der Präventionslogik potenziell in-
newohnt. In den erhobenen Beobachtungs- und Interviewdaten zeigt 
sich, dass die so ausgerichteten Gruppenangebote der Modellprojekte 
breit nachgefragt werden und positive Reaktionen bei den Adressatin-
nen und Adressaten sowie erfreuliche Resonanzen in den Haftanstal-
ten hervorrufen.

Diese Befunde sollten nun weder zu dem Schluss führen, Prävention 
als solche aufzugeben noch politische Bildung und Demokratieförde-
rung gänzlich in den Dienst der Prävention zu stellen. Es geht vielmehr 
darum, die Risiken der Prävention mitzureflektieren. Mit Galuske ge-
sprochen: „Diese zweifelsohne massiven Einwände gegen eine allum-
fassende ‚Herrschaft‘ der Präventionslogik bedeuten natürlich nicht, 
dass es nicht sinnvoll und notwendig ist, hinzuschauen, um Probleme 
möglichst frühzeitig zu erkennen und anzugehen“ (Galuske 2013, S. 
328). Auf der anderen Seite „wäre eine flächendeckende präventive 
Überformung aller erzieherischen, unterstützenden und beraterischen 
Bemühungen um Kinder und Jugendliche folgenreich“ (ebd.), gerade 
auch in dem hier umrissenen spezifischen Kontext. Für die Arbeit lässt 
sich daraus einerseits ableiten, den Präventionsbegriff enger zu fassen 
und beispielsweise nur dann von Universalprävention zu sprechen, 
wenn Angebote „mit präventiven Absichten inhaltlich für Facetten ex-
tremistischer Ideologie sensibilisieren und Radikalisierungsprozesse 
verständlich und erkennbar machen“ (vgl. hierzu auch Milbradt et al. 
2019, S. 153). Zum anderen lässt sich daraus folgern, den Eigenwert 
von politischer Bildung und Demokratieförderung in Haft zu stärken 
und Maßnahmen nicht allein unter dem Vorzeichen von Prävention 
durchzuführen. 
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Neben der Präventionslogik stellt der Strafvollzug die zweite Heraus-
forderung für die Arbeit der Projekte dar, denn die MP müssen die 
Prinzipien von Demokratie und Teilhabe in einem Kontext vermitteln, 
in dem konkurrierende Prinzipien wie Hierarchie und Sicherheit die 
Vorherrschaft haben. Der Vorteil des Haftkontextes ist, dass Zielgrup-
pen, die für Demokratieförderung sonst oft schwer erreichbar sind, 
hier besser erreicht werden, und sie mit diesen Formaten leicht(er) zu 
motivieren sind. Ziele politischer Bildung und Demokratieförderung 
wie die Befähigung zur Mitwirkung an gesellschaftlichen und poli-
tischen Prozessen, Partizipation und Übernahme von Verantwortung 
stehen allerdings in deutlichem Widerspruch zu der Erfahrung des 
Inhaftiertseins, die Goffman als Verlust des „bürgerlichen Selbst“ be-
schreibt (Goffman 1973, S. 25 f.). Dieses Auseinanderklaffen der Lo-
giken von politischer Bildung bzw. Demokratieförderung und Sicher-
heit muss nicht nur professionell reflektiert, sondern in der Folge auch 
pädagogisch fruchtbar gemacht werden. Es kann nicht darum gehen, 
so zu tun, als sei in Haft alles demokratisch strukturiert und als gäbe es 
die institutionellen Machtgefüge nicht, sondern es muss gerade darum 
gehen, diesen Dingen in der Pädagogik Rechnung zu tragen. Dazu 
gehört, Machtprozesse und Machthierarchien als solche zu erkennen, 
offen zu benennen und sie mit den inhaftierten Teilnehmenden zu the-
matisieren, diese vor allem aber dann nicht allein zu lassen, wenn die 
behandelten demokratischen Prinzipien mit der Gefängnisrealität zu-
sammenstoßen, sondern sie zu begleiten und mit ihnen zu reflektieren, 
was da passiert. Darüber hinaus kann politische Bildung und Demo-
kratieförderung den Blick auch auf die Zeit nach der Haft richten und 
Klienten nicht primär als ‚Gefangene‘, sondern vielmehr als ‚Bürger 
im Gefängnis‘ adressieren (vgl. Svensson 1996). Im Sinne des Reso-
zialisierungsziels des Vollzugs scheint gerade auch politische Bildung 
und die Förderung demokratischer Kompetenzen, die Förderung von 
Mitbestimmung und Teilhabe angezeigt.

Ein anderer in diesem Kontext relevanter Aspekt ist schließlich, dass 
Demokratieförderung nicht nur auf Gefangene zielen darf. Im Pro-
grammbereich werden punktuell auch Erfahrungen mit Gefängnisbe-
diensteten gemacht, die teilweise auch demokratiedistanzierte Einstel-
lungen zeigen (vgl. Jakob et al. 2019). Demokratieförderung müsste 
somit eine „demokratische Kultur“ im Gefängnis zum Ziel haben, wie 
auch immer die im Konkreten und angesichts des primär gesetzten Si-
cherheitsziels im Haftkontext aussehen könnte – doch das liegt schließ-
lich jenseits dessen, was externe pädagogische Projekte leisten können.
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